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Alt Bundesrat Rudolf Friedrich

Neutralität in Schwierigkeiten

Fortsetzung unserer Zeitbild-Serie

Bedeutet die kommende europäische Integration

auch das Ende der schweizerischen
Neutralität? Mit dieser Frage unter anderm
befasst sich Dr. Rudolf Friedrich, der als
Bundesrat schweizerischer Justizminister
gewesen ist und sich seither besonders im
KSZE-Prozess engagiert hat. Die Zeitbild-
Serie über die Neutralität wird mit Beiträgen
von andern Autoren fortgesetzt.

Die schweizerische Neutralität gerät zunehmend

unter Druck. Etliche politische
Entwicklungen in Europa und ausserhalb lassen
die Frage aufkommen, ob unsere bisherige
Neutralitätspolitik noch situationsgerecht sei

und welche Wandlungen allenfalls notwendig

werden.

Fragezeichen im Golfkonflikt

Die Problematik ist jüngst im Golfkonflikt
besonders deutlich geworden.

Als der Irak in Verletzung grundlegender
Normen des Völkerrechts Kuwait besetzte,
haben wir uns dem von der UNO verfügten
Wirtschaftsboykott gegen den Aggressor
angeschlossen. Das war unter dem Gesichtspunkt

der Durchsetzung des Völkerrechts
zweifellos richtig. Es war freilich auch praktisch

die einzig mögliche Politik. Denn wenn
die UNO wirtschaftliche Sanktionen
beschliesst und die überwiegende Zahl der
Mitgliedstaaten diese befolgt, dann ist ein
Sonderfall Schweiz undenkbar.

Doch dieser Entscheid war neutralitätspolitisch
trotzdem etwas Neues, auch verglichen

mit den seinerzeitigen Rhodesien-Sanktionen
der sechziger Jahre, als der Bundesrat

lediglich den «courant normal» anordnete.
Wir nahmen unter dem Druck der
Umstände in einem akuten Konflikt Partei,
beteiligten uns an wirtschaftlichen Kampf-
massnahmen und gingen damit zu einer dif-
ferentiellen Neutralität über, die sich auf den
militärischen Bereich beschränkte, ähnlich
wie es zur Zeit unserer Mitgliedschaft im
Völkerbund der Fall gewesen war.

Als im Golfkrieg die alliierten Mächte dann
in einer zweiten Phase militärisch vorgingen,
änderte der Bundesrat seine Politik. Er führte
zwar die wirtschaftlichen Kampfmassnah-
men weiter, proklamierte daneben aber die

strikte Neutralität und setzte auch entsprechende

Zeichen, so etwa durch die
ausdrückliche Verkündigung eines Überflugver-
botes für alliierte Militärflugzeuge.

Besonders folgerichtig war die Haltung
nicht. Mit der Anwendung von Gewalt
gegen den Irak entstand zwar gewiss eine
neue Lage. Aber sie entstand nur von der
instrumentalen Seite her, indem nun andere
Mittel eingesetzt wurden. Hinsichtlich der
Ausgangslage, der Zielsetzung und namentlich

der völkerrechtlichen Situation jedoch
hatte sich nichts geändert. Nach wie vor ging
es darum, im Auftrag der UNO einer
gravierenden Missachtung des Völkerrechts
entgegenzutreten und dem Selbstbestimmungsrecht

zum Durchbruch zu verhelfen.

Die militärische Aktion zur Befreiung
Kuwaits war denn auch kein sozusagen
normaler zwischenstaatlicher Krieg, sondern
eine Massnahme im Interesse der kollektiven

Sicherheit, wie sie in der Satzung der
UNO vorgesehen ist und vom Sicherheitsrat
beschlossen worden war.

Damit hat uns der Golfkrieg vor die Frage
gestellt, ob die Neutralität auch gegenüber
Massnahmen der kollektiven Sicherheit sinnvoll

oder ob sie nicht ausschliesslich auf die
herkömmlichen zwischenstaatlichen Kriege
zugeschnitten sei.

Das Problem war vordem von eher theoretischer

Bedeutung, weil solche Massnahmen -
von einigen nicht besonders signifikanten
Ausnahmen abgesehen - bisher wegen des
Vetos der einen oder andern Seite im
Sicherheitsrat gar nicht zustande kamen. Mit dem
Abbau des Ost-West-Konflikts sind sie aber
praktisch möglich geworden, und die Frage
der Neutralität in solchen Fällen verlangt
nach einer Antwort. Kann man gegenüber
einer vom Sicherheitsrat genehmigten
bewaffneten Aktion der Weltgemeinschaft
vernünftigerweise neutral bleiben? Oder
begünstigt man damit nicht im Endergebnis
den Aggressor?

Probleme aus der europäischen

Entwicklung

Unter Druck gerät die Neutralität auch im
Hinblick auf die europäische Integration.
Im Grundsatz ist die Problematik dabei eine

recht einfache. Neutralität setzt ein erhebliches

Mass an tatsächlicher Unabhängigkeit
voraus. Denn nur, wenn er einigermassen
unabhängig ist, kann ein Staat im Kriegsfall
tatsächlich neutral bleiben, und Neutralität
orientiert sich ja letztlich immer am Kriegsfall.

Je stärker nun aber die Schweiz in den
europäischen Einigungsprozess eingegliedert
wird, sei es rechtlich oder bloss faktisch, um
so enger wird der verbleibende eigene
Spielraum.

Eine verstärkte Eingliederung ergäbe sich
zweifellos schon dann, wenn der jetzt im
Verhandlungsstadium befindliche -
wünschenswerte - Europäische Wirtschaftsraum
(EWR) in der einen oder andern Form
zustande käme. Zwar sind die Schwerpunkte
des EWR ökonomischer Art, und es gibt
keine eigentliche wirtschaftliche Neutralität.
Aber die wirtschaftliche Verflechtung ist als
Element der Unabhängigkeit neutralitätspolitisch

trotzdem nicht einfach belanglos,
so dass unsere Neutralität beim Zustandekommen

des EWR jedenfalls eine gewichtige
Akzentverschiebung erfahren würde. Es

ergäbe sich im wesentlichen eine Einschrän-
kung aufden militärischen Bereich, also
wiederum eine différentielle Neutralität.

Bundesrat Friedrich



Die Frage stellt sich für den weiteren Fall
eines EG-Beitritts mit noch grösserer
Schärfe. Diese Variante ist nun ja endlich
auch diskussionsfähig geworden, und wenn
man der zutreffenden Auffassung von
Bundesrat Delamuraz folgt, wonach ein
schweizerischer Alleingang in Europa auf die
Dauer undenkbar ist, so wird sich die
Beitrittsfrage im Falle eines Scheiterns des
EWR bald einmal stellen.

In Österreich scheint man EG-Beitritt und
Neutralität mehrheitlich für vereinbar zu
halten. Auch in Schweden gibt es diese
Auffassung. Beide Länder haben aber die
Neutralität nie so weit ausgedehnt wie wir. Das
Gutachten von Professor Dietrich Schindler
vom März 1989 über die Vereinbarkeit von
EG-Mitgliedschaft und Neutralität kommt
zwar seinerseits zum Schluss, dass ein Beitritt

der Schweiz unter Wahrung der Neutralität

grundsätzlich möglich wäre, «jedoch auf
erhebliche Schwierigkeiten teils rechtlicher,
teils politischer Natur stossen würde».

Tatsächlich sind diese Schwierigkeiten
angesichts der vielfältigen engen Beziehungen
unter EG-Ländern sowie der supranationalen

Strukturen und Entscheidungsmechanismen
so gewichtig, dass man sich ehrlicherweise

fragen muss, ob die allenfalls verbleibende

«Restneutralität» noch irgendwie
sinnvoll wäre. Käme die in der Zielsetzung
der EG liegende politische Union dereinst
wirklich zustande, so wäre für Neutralität
eines Mitgliedstaates ohnehin kein Platz
mehr. Aber schon heute kann man sich eine
neutrale Haltung eines einzelnen Mitgliedstaates

im Kriegsfalle kaum mehr vorstellen,
schon gar nicht, wenn ein anderes EG-Land
in einem europäischen Konflikt Partei sein
sollte.

Aber auch ausserhalb der eigentlichen
Schauplätze der Integration stellt sich die
Frage nach künftig noch sinnvollen
Anwendungsmöglichkeiten neutraler Politik im
europäischen Raum.

Einen bisherigen Schwerpunkt ihrer Aktivität
haben die neutralen Staaten nach der
Entschärfung des Ost-West-Konfliktes im
KSZE-Prozess verloren. Hatten sie vordem
dort als Vermittler und ehrliche Makler eine
nützliche und auf sie zugeschnittene Rolle
gespielt, so ist der Vermittler nunmehr
weitgehend überflüssig geworden. Auch im
Zusammenhang mit dem Wiederaufbau
Osteuropas oder mit der baltischen Frage ist
eine besondere Funktion neutraler Politik
nicht erkennbar. Die Denkkategorien der
Neutralität, die letztlich ja immer um den
möglichen Kriegsfall kreisen, sind hier nicht
adäquat. Das wirkt sich um so stärker aus,
als international das Ansehen der Neutralität

ohnehin rückläufig ist und diese immer
weniger auf Verständnis stösst.

Die Neutralität gerät schliesslich noch unter
einem dritten Gesichtspunkt in zunehmende
Probleme hinein. Wir haben Neutralität
realistischerweise stets als bewaffnete ver¬

standen, und diese Auffassung hat
offensichtlich auch die Logik für sich. Denn wenn
sich ein Land im Kriegsfall nicht wirksam zu
verteidigen vermag, dann kann es aus eigener

Kraft auch keine neutrale Haltung
einnehmen, und gerade der Kriegsfall ist ja der
eigentliche Anwendungsfall der Neutralität.
Nun stellen wir aber in der Waffentechnik
schon seit geraumer Zeit eine Entwicklung
fest, welcher der für seine Verteidigung selber

aufkommende Kleinstaat je länger, desto
weniger zu folgen vermag. Damit gerät der
militärische Pfeiler der Neutralität ins Wanken.

Militärische Problematik

Der Golfkrieg hat diese Situation schlagartig
sichtbar gemacht. Was hier an modernen
Waffen und Geräten gegen einen keineswegs
schlecht gerüsteten Gegner mit durchschlagendem

Erfolg zum Einsatz kam, lag weit
jenseits kleinstaatlicher Tragweite. Zu Ende
gedacht, lässt dieser Prozess, der ständig
weiter voranschreitet, zwei Varianten offen:
das allmähliche Absinken in die Wehrlosig-
keit, womit die Dissuasionsfähigkeit
verlorengeht, oder den Anschluss an eine
stärkere Mächtegruppe, beispielsweise in
einem europäischen Sicherheitssystem, und
beides schliesst eine Neutralitätspolitik aus.

Neue Aussenpolitik gesucht

Alle diese Perspektiven sprechen mittelfristig

für eine Richtungsänderung.

Freilich kann es sich aus politischen und
psychologischen Gründen nicht darum
handeln, das Steuer nun brüsk herumzuwerfen.
Aber man sollte doch allmählich eine Art
von Ubergangsphase einleiten. Im Golfkrieg
wären entsprechende Signale relativ einfach
und wohl völlig risikolos gewesen, etwa
nach dem Muster Österreichs, das Materialzügen

die Durchfahrt und Militärflugzeugen
den Überflug erlaubte, oder nach dem
Muster Schwedens mit seiner freiwilligen
Sanitätseinheit.

Aber statt dessen wurden Neutralitätserklärungen

abgegeben, die in ihrer Härte an
diejenigen des Zweiten Weltkrieges erinnerten,
gegenüber einer Mächtegruppe, die im Auftrag

der UNO auch in unserem Interesse
dem Völkerrecht Nachachtung verschaffte,
schwer verständlich waren und erst noch mit
der gleichzeitigen Teilnahme an wirtschaftlichen

Sanktionen im Widerspruch standen.

Ob es überdies besonders klug gewesen sei,
so dezidiert eine politische Haltung zu
verfechten, die mittelfristig aller Voraussicht
nach am Auslaufen ist, bleibe hier dahingestellt.

Nützlicher wäre es jedenfalls, nun mit
demselben Einsatz an geistiger Kapazität
Vorstellungen darüber zu entwickeln, wie
schweizerische Aussenpolitik jenseits der
Neutralität einmal aussehen könnte. Denn bevor
man umdenkt, muss man nachdenken.
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